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Antrag des Regierungsrates vom 14. Juni 2005

4261
Gesetz 
über den Beitritt des Kantons Zürich zur
Interkantonalen Vereinbarung
vom 7. Januar 2005 über die Aufsicht
sowie die Bewilligung und Ertragsverwendung
von interkantonal oder gesamtschweizerisch
durchgeführten Lotterien und Wetten 
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom 14. Juni
2005,

beschliesst:

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen:

§ 1. Der Kanton Zürich tritt der Interkantonalen Vereinbarung
über die Aufsicht sowie die Bewilligung und Ertragsverwendung von
interkantonal durchgeführten Lotterien und Wetten vom 7. Januar
2005 gemäss Anhang bei.

§ 2. Der Regierungsrat ist ermächtigt, spätere Änderungen die-
ser Vereinbarung, soweit sie nicht grundlegender Art sind, zu ratifizie-
ren. 

§ 3. Der Regierungsrat regelt die Zuständigkeiten für den Voll-
zug dieser Vereinbarung durch Verordnung.

II. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
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Anhang

Interkantonale Vereinbarung über die Aufsicht
sowie die Bewilligung und Ertragsverwendung
von interkantonal oder gesamtschweizerisch
durchgeführten Lotterien und Wetten

Die Kantone,

gestützt auf die Art. 15, 16 und 34 des BG betreffend die Lotterien und
die gewerbsmässigen Wetten vom 8. Juni 19231,

vereinbaren:

I. Allgemeine Bestimmungen

Gegenstand und Zweck

Art. 1 Gegenstand

Diese Vereinbarung regelt die Aufsicht sowie die Bewilligung und
die Ertragsverwendung von interkantonalen oder gesamtschweize-
risch durchgeführten Lotterien und Wetten, die der Interkantonalen
Vereinbarung betreffend die gemeinsame Durchführung von Lotte-
rien vom 26. Mai 19372 oder der Convention relative à la Loterie de la
Suisse Romande vom 6. Februar 19853 unterstehen.

Art. 2 Zweck

Diese Vereinbarung bezweckt die einheitliche und koordinierte
Anwendung des Lotterierechts, den Schutz der Bevölkerung vor sozi-
alschädlichen Auswirkungen der Lotterien und Wetten sowie die
transparente Verwendung der Lotterie- und Wetterträge auf dem Ge-
biet der angeschlossenen Kantone.

1 SR 935.51 
2 Art. 8 IKV
3 Art. 6 Convention
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II. Organisation

Art. 3 Organe

Organe dieser Vereinbarung sind:
a) Fachdirektorenkonferenz Lotteriemarkt und Lotteriegesetz;
b) Lotterie- und Wettkommission;
c) Rekurskommission.

1. Fachdirektorenkonferenz

Art. 4 Zuständigkeit

Die Fachdirektorenkonferenz ist oberstes Vereinbarungsorgan. Sie
setzt sich zusammen aus je einem Regierungsvertreter jedes Kantons. 

Sie nimmt folgende Aufgaben wahr:
a) sie ist Depositärin der Vereinbarung;
b) sie wählt auf Vorschlag der Kantone die Lotterie- und Wettkom-

mission und bezeichnet deren Präsidentin oder Präsidenten;
c) sie wählt auf Vorschlag der Kantone die Rekurskommission und

bezeichnet deren Präsidentin oder Präsidenten;
d) sie genehmigt das Geschäftsreglement der Lotterie- und Wettkom-

mission sowie der Rekurskommission;
e) sie genehmigt das Budget sowie den Geschäftsbericht und die von

einer unabhängigen Revisionsstelle geprüfte Jahresrechnung der
Lotterie- und Wettkommission;

f) sie genehmigt das Budget sowie den Geschäftsbericht und die Jah-
resrechnung der Rekurskommission;

g) sie genehmigt Leistungsverträge gemäss Art. 6 Abs. 3.

2. Lotterie- und Wettkommission

Art. 5 Zusammensetzung

Die Kommission besteht aus fünf Mitgliedern, wovon je zwei Mit-
glieder aus der welschen und deutschen Schweiz sowie ein Mitglied aus
der italienisch sprachigen Schweiz stammen. Die Wahl erfolgt für eine
Amtsdauer von 4 Jahren, Wiederwahl ist möglich.
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Die Kommissionsmitglieder dürfen weder Mitglied eines Organs
noch Angestellte von Lotterie- oder Wettunternehmen, Spielbanken,
Fabrikations- und Handelsbetrieben der Spielbedarfsbranche oder
von diesen nahestehenden Unternehmen und Körperschaften sein.

Art. 6 Organisation

Die Kommission erlässt ein Geschäftsreglement, das von der Fach-
direktorenkonferenz zu genehmigen ist. Darin regelt sie insbesondere
die Einzelheiten ihrer Organisation, der Zuständigkeiten des Präsidi-
ums und der Entschädigungen. 

Die Kommission unterbreitet der Fachdirektorenkonferenz jähr-
lich einen Geschäftsbericht mit revidierter Jahresrechnung und einen
Budgetentwurf zur Genehmigung.

Der Kommission steht ein ständiges Sekretariat zur Seite. Sie kann
dazu mit Dritten Leistungsverträge abschliessen.

Art. 7 Zuständigkeit

Die Kommission ist Zulassungs- und Aufsichtsbehörde für Lotte-
rien und Wetten gemäss dieser Vereinbarung.

Der Kommission stehen im Übrigen alle Befugnisse zu, die nicht
einem anderen Organ zugewiesen sind.

3. Rekurskommission

Art. 8 Zusammensetzung

Die Rekurskommission besteht aus fünf Mitgliedern, wovon je
zwei Mitglieder aus der welschen und deutschen Schweiz sowie ein
Mitglied aus der italienisch sprachigen Schweiz stammen. Die Wahl er-
folgt für eine Amtsdauer von 4 Jahren, Wiederwahl ist möglich.

Die Kommissionsmitglieder dürfen weder Mitglied eines Organs
noch Angestellte von Lotterie- oder Wettunternehmen, Spielbanken,
Fabrikations- und Handelsbetrieben der Spielbedarfsbranche oder
von diesen nahestehenden Unternehmen und Körperschaften sein.
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Art. 9 Organisation

Die Rekurskommission erlässt ein Geschäftsreglement, das von
der Fachdirektorenkonferenz zu genehmigen ist. Darin regelt sie ins-
besondere die Einzelheiten ihrer Organisation, der Zuständigkeiten
des Präsidiums und der Entschädigungen.

Die Rekurskommission unterbreitet der Fachdirektorenkonferenz
jährlich einen Geschäftsbericht mit Jahresrechnung und einen Budget-
entwurf zur Genehmigung.

Art. 10 Zuständigkeit

Die Rekurskommission ist letztinstanzliche interkantonale richter-
liche Behörde.

4. Anwendbares Recht

Art. 11 Allgemein

Wo diese Vereinbarung keine Bestimmungen enthält und weder
die einzelnen Vereinbarungsmitglieder noch die Lotterie- und Wett-
kommission zur Regelung zuständig sind, gilt Bundesrecht analog.

Art. 12 Publikationen

Publikationen der Vereinbarungsorgane erfolgen in allen offiziel-
len Publikationsorganen der von der Mitteilung betroffenen Kantone.

Art. 13 Verfahrensrecht

Soweit diese Vereinbarung nichts anderes bestimmt, richtet sich
das Verfahren für Verfügungen und andere Entscheide der Vereinba-
rungsorgane nach dem Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren
(VwVG)4.

4 SR 172.021
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III. Bewilligung und Aufsicht von interkantonal oder
gesamtschweizerisch durchgeführten Lotterien und Wetten

1. Bewilligungen

Art. 14 Zulassungsbewilligung

Lotterien und Wetten gemäss dieser Vereinbarung bedürfen einer
Zulassungsbewilligung der Lotterie- und Wettkommission.

Die Kommission 
a) prüft die Gesuche und führt das Gesuchsverfahren durch,
b) erlässt die Zulassungsverfügung und stellt sie vor Eröffnung den

Kantonen zu. 

Art. 15 Durchführungsbewilligung

Die Kantone entscheiden innert 30 Tagen nach Zustellung der Zu-
lassungsverfügung über die Durchführung auf ihrem Gebiet und stel-
len ihre Durchführungsbewilligungen der Kommission zu.

Mit der Durchführungsbewilligung können die Kantone keine von
der Zulassungsverfügung abweichende spieltechnische Bedingungen
und Auflagen verfügen. Zulässig sind nur zusätzliche Bedingungen
und Auflagen, welche die von der Kommission verfügten Massnahmen
zur Prävention verschärfen.

Art. 16 Eröffnung der Bewilligung

Die Kommission eröffnet der Gesuchstellerin die Zulassungsverfü-
gung und Durchführungsbewilligungen derjenigen Kantone, in denen
die Lotterie oder Wette durchgeführt werden darf.

2. Spielsucht und Werbung

Art. 17 Massnahmen zur Prävention von Spielsucht

Die Kommission prüft vor Erteilung der Bewilligung das Sucht-
potenzial der Lotterie oder Wette und trifft die erforderlichen Mass-
nahmen insbesondere im Interesse der Spielsuchtprävention und des
Jugendschutzes. 
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Die Kommission kann die Lotterie- und Wettunternehmen ver-
pflichten, überall wo ihre Lotterien oder Wetten angeboten werden, In-
formationen über die Spielsucht, deren Prävention und Behandlungs-
möglichkeiten zugänglich zu machen. Wo dies nicht zumutbar ist, kön-
nen die Lotterie- und Wettunternehmen verpflichtet werden anzuge-
ben, wo diese Informationen angefordert werden können.

Art. 18 Spielsuchtabgabe

Die Lotterie- und Wettunternehmen leisten den Kantonen eine Ab-
gabe von 0,5 Prozent der in ihren Kantonsgebieten mit den einzelnen
Spielen erzielten Bruttospielerträgen.

Die Kantone sind verpflichtet, die Abgaben zur Prävention und
Spielsuchtbekämpfung einzusetzen. Sie können dabei zusammenarbei-
ten.

Art. 19 Werbung

Für Lotterien- und Wetten darf nicht in aufdringlicher Weise ge-
worben werden. In der Werbung muss die Veranstalterin klar ersicht-
lich sein.

3. Aufsicht

Art. 20

Die Kommission überwacht die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
schriften und der Bewilligungsvoraussetzungen. Stellt sie Verstösse
fest, trifft sie die erforderlichen Massnahmen.

Die Kommission kann die Ausübung von Aufsichtsaufgaben an die
Kantone delegieren.

Die Kommission entzieht die Bewilligung, wenn die Voraussetzun-
gen für deren Erteilung nicht mehr erfüllt sind. 



8

4. Gebühren

Art. 21 Der Kommission

Die Kommission erhebt für ihre Tätigkeit kostendeckende Gebüh-
ren.

Die Gebühren bestehen aus:
a) einer jährlichen Aufsichtsgebühr;
b) Gebühren für Verfügungen und Dienstleistungen.

Die jährliche Aufsichtsgebühr wird im Verhältnis des im entspre-
chenden Jahr erzielten Bruttospielertrags den Lotterie- und Wettver-
anstalterinnen auferlegt.

Die Gebühren für Verfügungen und Dienstleistungen richten sich
nach dem Aufwand.

Art. 22 Der Kantone

Die Kantone erheben für ihre Tätigkeiten kostendeckende Gebüh-
ren für
a) den Erlass der Durchführungsbewilligung,
b) die Ausübung der Aufsichtsaufgaben nach Art. 20 Abs. 2.

5. Rechtsschutz

Art. 23

Gegen Verfügungen und Entscheide der Vereinbarungsorgane, die
gestützt auf diese Vereinbarung oder auf deren Folgeerlasse getroffen
werden, kann bei der Rekurskommission Beschwerde erhoben wer-
den.

Das Verfahren vor der Rekurskommission richtet sich nach dem
Verwaltungsgerichtsgesetz des Bundes (VVG)5, soweit diese Verein-
barung nichts anderes bestimmt. Bis Inkrafttreten des VVG sind die
Bestimmungen des VwVG analog anwendbar.

Die Verfahrenskosten der Rekurskommission sind in der Regel so
festzulegen, dass sie die Kosten decken. Ungedeckte Kosten der Re-
kurskommission werden durch die Lotterie- und Wettkommission ge-
tragen.

5 Verwaltungsgerichtsgesetz, noch nicht in Kraft. Gemäss Planung nicht vor 2006.
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IV. Lotterie- und Wettfonds und Verteilung der Mittel

Art. 24 Lotterie- und Wettfonds

Jeder Kanton errichtet einen Lotterie- und Wettfonds. Die Kan-
tone können separate Sportfonds führen.

Die Lotterieveranstalterinnen liefern ihre Reinerträge in die Fonds
jener Kantone, in denen die Lotterien und die Wetten durchgeführt
worden sind.

Die Kantone können einen Teil der Reinerträge vor der Verteilung
in die kantonalen Fonds für nationale gemeinnützige oder wohltätige
Zwecke verwenden.

Art. 25 Verteilinstanz

Die Kantone bezeichnen die für Verteilung der Mittel aus den
Fonds zuständige Instanz.

Art. 26 Verteilkriterien

Die Kantone bestimmen die Kriterien, die die Verteilinstanz für
die Unterstützung gemeinnütziger und wohltätiger Projekte anwen-
den muss.

Art. 27 Entscheide

Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Ausrichtung von Beiträgen
aus den Fonds.

Art. 28 Bericht

Die für die Verteilung zuständige Instanz veröffentlicht jährlich ei-
nen Bericht mit folgenden Angaben:

a) den Namen der aus den Fonds Begünstigten;
b) der Art der unterstützten Projekte; 
c) der Rechnung der Fonds.



10

V. Schlussbestimmungen

Art. 29 Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt in Kraft, sobald alle Kantone ihren Bei-
tritt erklärt haben.

Der Beitritt ist gegenüber der Fachdirektorenkonferenz zu erklä-
ren. Sie teilt das Inkrafttreten den Kantonen sowie dem Bund mit.

Art. 30 Geltungsdauer, Kündigung

Die Vereinbarung gilt unbefristet.
Sie kann mit einer Frist von zwei Jahren auf das Ende einer Amts-

dauer durch Mitteilung an die Fachdirektorenkonferenz gekündigt
werden, frühestens auf das Ende des 10. Jahres seit Inkrafttreten.

Die Kündigung eines Kantons beendet die Vereinbarung.

Art. 31 Änderung der Vereinbarung

Auf Antrag eines Kantons oder der Lotterie- und Wettkommission
leitet die Fachdirektorenkonferenz umgehend eine Teil- oder Totalre-
vision der Vereinbarung ein.

Die Änderung tritt in Kraft, sobald ihr alle Kantone zugestimmt
haben.

Art. 32 Übergangsbestimmungen

Zulassungsbewilligungen von interkantonalen oder gesamtschwei-
zerischen Lotterien und Wetten sowie Beschlüsse über die Ertragsver-
wendung, die vor Inkrafttreten dieser Vereinbarung ausgesprochen
wurden, bleiben von dieser Vereinbarung unberührt.

Durchführungsbewilligungen für nach bisherigem Recht bewilligte
Lotterien und Wetten in Kantonen, in denen sie noch nicht durchge-
führt worden sind, richten sich nach dieser Vereinbarung. Gesuche um
Erteilung von Durchführungsbewilligungen sind bei der Lotterie- und
Wettkommission einzureichen.

Die übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung, insbesondere
über die Spielsuchtabgabe, Werbung, Aufsicht und Gebühren, finden
auch für bestehende Zulassungs- und Durchführungsbewilligungen
mit Inkrafttreten der Vereinbarung Anwendung.
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Neue Gesuche und Anträge sowie solche über Verlängerungen
oder Erneuerungen bestehender Bewilligungen und Beschlüsse, die
nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung eingereicht werden, richten
sich ausschliesslich nach dieser Vereinbarung.

Art. 33 Verhältnis zu bestehenden interkantonalen Vereinbarungen

Die Anwendung von dieser Vereinbarung widersprechenden Be-
stimmungen der Interkantonalen Vereinbarung betreffend die ge-
meinsame Durchführung von Lotterien vom 26. Mai 1937 sowie der
Convention relative à la Loterie de la Suisse Romande vom 6. Februar
1985 wird ausgesetzt, solange diese Vereinbarung in Kraft ist.

Weisung

A. Ausgangslage und Entstehung der Vereinbarung

Die Gesetzgebung über Glücksspiele und Lotterien ist Sache des
Bundes. Der Gesetzgeber regelte die Materie in zwei separaten Erlas-
sen, nämlich dem Bundesgesetz vom 8. Juni 1923 betreffend die Lotte-
rien und die gewerbsmässigen Wetten (Lotteriegesetz; SR 935.51) so-
wie dem Bundesgesetz vom 5. Oktober 1929 über die Spielbanken.
Diese grundsätzliche Aufteilung behielt der Bund auch mit dem Erlass
des Bundesgesetzes vom 18. Dezember 1998 über Spielbanken und
Glücksspiele (Spielbankengesetz; SR 935.52) bei. Nach Inkrafttreten
des Spielbankengesetzes am 1. April 2000 entschied der Bundesrat,
dass auch das Lotteriegesetz einer Totalrevision unterzogen werden
sollte. Mit den Vorarbeiten für eine umfassende Revision wurde am
23. Mai 2001 eine Expertenkommission beauftragt, die sich im Wesent-
lichen paritätisch aus Vertretern des Bundes und der Kantone zu-
sammensetzte. Am 9. Dezember 2002 führte das Eidg. Justiz- und
Polizeidepartement (EJPD) im Auftrag des Bundesrates eine Ver-
nehmlassung zu dem von der Expertenkommission ausgearbeiteten
Revisionsentwurf durch. Am 20. August 2003 nahm der Bundesrat
Kenntnis vom kontroversen Vernehmlassungsergebnis und stellte bis
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Ende 2003 Vorschläge für die inhaltliche Ausrichtung der Revision in
Aussicht. An ihrer Sitzung vom 9. Januar 2004 beschloss die Fachdirek-
torenkonferenz Lotteriemarkt und Lotteriegesetz dem Bundesrat vor-
zuschlagen, dass die Kantone auf freiwilliger Basis mit einer interkan-
tonalen Vereinbarung die bestehenden Mängel im Lotteriewesen
beheben, indem die Bewilligungsverfahren und die Aufsicht von Gross-
lotterien zentralisiert, die Transparenz und Gewaltenteilung verbes-
sert sowie die Suchtbekämpfung und -prävention verstärkt würden.
Die Fachdirektorenkonferenz sollte die Vereinbarung bis zum Januar
2005 zuhanden der Kantone verabschieden. Im Gegenzug sollte der
Bund die Gesetzesrevision aussetzen. Der Bundesrat ging am 19. Mai
2004 auf den Vorschlag ein und sistierte bis auf weiteres die Revisions-
arbeiten am Lotteriegesetz. Am 7. Januar 2005 verabschiedete die
Fachdirektorenkonferenz die vorliegende interkantonale Vereinba-
rung einstimmig zuhanden der Ratifizierung durch die Kantone. 

Bei dieser Vorlage geht es darum, den Beitritt des Kantons Zürich
zu dieser interkantonalen Vereinbarung zu beschliessen.

B. Ziele der Vereinbarung

Mit dem Abschluss der Vereinbarung sollen die bestehenden Män-
gel im Lotteriewesen behoben werden. Kernpunkt ist dabei die Schaf-
fung einer unabhängigen, zentralen Instanz, die interkantonal oder ge-
samtschweizerisch durchgeführte Lotterien und Wetten, wie sie von
der SWISSLOS, der Sport-Toto-Gesellschaft und der Loterie Ro-
mande angeboten werden, bewilligt und beaufsichtigt. Damit werden
die einheitliche Anwendung des Lotteriegesetzes verbessert und die
Verfahren vereinfacht. Im Weiteren sollen bei der Erfüllung der kanto-
nalen Aufgaben im Lotteriebereich vermehrte Transparenz und Ge-
waltenteilung erreicht werden, indem die Kantone zur Festlegung von
Verteilinstanzen, Verteilkriterien und Offenlegung der Verwendung
der Lotterieerträge in Rechtserlassen verpflichtet werden. Im heutigen
Lotteriegesetz fehlen Bestimmungen über Suchtbekämpfung und Prä-
vention. Die Vereinbarung sieht neu Massnahmen vor, um sozial-
schädlichen Auswirkungen von Lotterien und Wetten entgegenzuwir-
ken, und sichert deren Finanzierung. Die Vereinbarung hat schliesslich
auch zum Ziel, die seit Erlass des Lotteriegesetzes bei den Kantonen
liegende Zuständigkeit für Lotterien und Wetten zu erhalten. Der Weiter-
bestand der kantonalen Zuständigkeit sichert die Einnahmen aus den
Lotterieerträgen und deren Verteilung zu wohltätigen und gemein-
nützigen Zwecken. 
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C. Finanzielle Auswirkungen der Vereinbarung

Nach heutiger Regelung beträgt die Gebührenabgabe der Gross-
lotterieveranstalter an die Kantone 1% der Plansummen ihrer Lotte-
rien bzw. 1% der mit den Losverkäufen getätigten Umsätze sowie 2%
des Umsatzes beim Zahlenlotto. Diese unter dem Titel Bewilligungs-
gebühren auferlegten Abgaben sind weit höher, als zur Deckung der
tatsächlichen Aufwendungen der Kantone für die Bewilligungserteilung
und Aufsicht benötigt würden. Der Kanton Zürich erhält so jährlich
einen Anteil dieser Gebühren von rund drei Mio. Franken. Mit der
Vereinbarung wird der Kanton nicht mehr über diese Einnahmen ver-
fügen, da nur noch die tatsächlichen Aufwendungen für Bewilligungs-
verfahren und Aufsichtstätigkeiten verlangt werden können. Die Kosten
der neuen Instanzen sind zum heutigen Zeitpunkt nicht bezifferbar,
doch kann davon ausgegangen werden, dass die Lotteriegesellschaften
weniger Gebühren werden entrichten müssen. Die «eingesparten» Ge-
bühren werden mit den Erträgen aus den Lotterien und Wetten in die
gemeinnützigen Fonds der Kantone fliessen.

An der Aufteilung der Erträge der Lotteriegesellschaften auf die
Kantone zuhanden derer gemeinnützigen Fonds bzw. Lotteriefonds
ändert sich mit der Vereinbarung grundsätzlich nichts. Neu haben die
Lotteriegesellschaften allerdings von den Bruttospielerträgen 0,5% an
die Kantone zur Verwendung gegen die Spielsucht und für Prävention
abzugeben. 

D. Notwendigkeit der Vereinbarung

Hintergrund und Inhalt der Vereinbarung zeigen, dass der Beitritt
sinnvoll und zweckmässig ist. Die Vereinbarung bringt zum einen Ver-
besserungen hinsichtlich Gewaltenteilung und einheitlicher Rechtsan-
wendung und gewährleistet zum anderen durch entsprechende Ver-
pflichtungen der Kantone zur Rechtssetzung eine erhöhte Transparenz
bei der Verteilung der Fondsgelder. Die Einführung der Spielsuchtab-
gabe ermöglicht den Kantonen die Finanzierung von Suchtbekämp-
fungs- und Präventionsmassnahmen. Mit dem Zustandekommen der
Vereinbarung erhalten die Kantone ein gewichtiges Argument gegen-
über dem Bund in Bezug auf die Beibehaltung der grundsätzlichen
kantonalen Kompetenzordnung im Lotteriebereich, wenn der Bund
die Revision des Lotteriegesetzes doch wieder aufnehmen sollte. 

Im Falle eines Nichtbeitritts des Kantons Zürich oder eines ande-
ren Kantons kommt die Vereinbarung nicht zustande. Die Bemühun-
gen, die bestehenden Mängel des geltenden Lotterierechts durch die
Kantone selber zu beheben, müssten dann als gescheitert betrachtet
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werden. Der Bund wiederum sähe dies als Rechtfertigung, die Revi-
sion des Lotteriegesetzes wieder aufzunehmen und das Lotteriewesen
in seinem Sinne zu erneuern. Insbesondere wäre dann mit der Kompe-
tenzübernahme für Lotteriebewilligungen durch den Bund zu rechnen.
Möglicherweise würde der Bund gar Teile der Lotterieerträge verein-
nahmen wollen. 

E. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen der Vereinbarung

I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand
Die deutschsprachigen Kantone (ohne Bern) und der Kanton Tes-

sin schlossen am 26. Mai 1937 die interkantonale Vereinbarung betref-
fend die gemeinsame Durchführung von Lotterien (LS 553.2; nachfol-
gend IKV). Mit dieser Vereinbarung, der seit 2003 auch der Kanton
Bern angehört, gründeten die Kantone die Genossenschaft Interkan-
tonale Landeslotterie (heute SWISSLOS Interkantonale Landeslotte-
rie) und verpflichteten sich, dieser zur Ausgabe und Durchführung von
Grosslotterien die Bewilligung zu erteilen. Die welschen Kantone
schlossen sich in ähnlicher Weise in der Convention relative à la Loterie
de la Suisse Romande vom 6. Februar 1985 (nachfolgend Convention)
zusammen.

Der Geltungsbereich der vorliegenden Vereinbarung beschränkt
sich auf die von den bestehenden Lotteriegesellschaften durchgeführ-
ten so genannten Grosslotterien und wird anhand der räumlichen Aus-
dehnung einer Lotterie oder Wette festgelegt. Von der Vereinbarung
nicht erfasst werden damit die so genannten Kleinlotterien. Diese sind
betragsmässig kleiner als die von den Lotteriegesellschaften ausgege-
benen Lotterien und werden (in der Regel) nur in demjenigen Kanton
veranstaltet, in dem der Anlass bzw. das Projekt, dessen Unterstützung
die Lotterie bezweckt, durchgeführt wird. Die IKV nimmt die Unter-
scheidung Grosslotterie – Kleinlotterie auf Grund der Einwohnerzahl
der einzelnen Kantone vor (Art. 8 Abs. 1 IKV). Entsprechend gelten
in den beteiligten Kantonen für Kleinlotterien unterschiedliche
Höchstplansummen. Die der Convention angeschlossenen Kantone
haben demgegenüber die Kleinlotterien betragsmässig definiert
(höchste Plansumme Fr. 100 000, Art. 6 Convention). Diese unter-
schiedlichen Regelungen werden durch die vorliegende Vereinbarung
nicht berührt. Art. 1 der Vereinbarung stellt zudem sicher, dass die vor-
genannten Kleinlotterien, deren Lose in mehr als einem Kanton ver-
kauft werden sollen, ebenfalls in der Bewilligungskompetenz der ein-
zelnen Kantone verbleiben.
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Art. 2 Zweck
Nach der heutigen Regelung bedürfen Lotterien, die in mehreren

Kantonen oder gesamtschweizerisch gespielt werden, der Bewilligung
sämtlicher betroffener Kantone. Diese Kompetenzordnung der Kan-
tone sei – so wird vielfach bemängelt – unübersichtlich und kompli-
ziert und führe zu einer uneinheitlichen Auslegung des Bundesrechts
und unbefriedigenden Aufsicht über die Lotterie- und Wettunterneh-
men. Die vorliegende Vereinbarung hat deshalb den Zweck, für den
Bereich der interkantonal oder gesamtschweizerisch durchgeführten
Lotterien und Wetten mit gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken
im Sinne des Lotteriegesetzes eine einzige Bewilligungs- und Auf-
sichtsinstanz zu schaffen, die eine einheitliche Anwendung des Bun-
desgesetzes garantiert.

Mit der Vereinbarung sollen die Kantone zudem verpflichtet wer-
den, Transparenz in die Verteilung der Mittel der kantonalen Lotterie-
und Wettfonds zu bringen, indem sie Verteilinstanzen, Verteilkriterien
und Offenlegung der Mittelverteilung in kantonalen Erlassen regeln.

Die Vereinbarung hat weiter den Zweck, sozial schädlichen Aus-
wirkungen von Lotterien und Wetten entgegenzuwirken.

II. Organisation

Art. 3 Organe
Art. 3 nennt die Organe, denen nach der Vereinbarung Befugnisse

und Aufgaben zukommen.

1. Fachdirektorenkonferenz

Art. 4 Zuständigkeit
Die mit der Vereinbarung geschaffene Bewilligungsinstanz soll

Vertretung der beteiligten Kantone sein und unter deren Aufsicht ste-
hen. Als oberstes Vereinbarungsorgan erscheint daher die Fachdirek-
torenkonferenz Lotteriemarkt und Lotteriegesetz als zweckmässig.
Die Konferenz ist Wahl- und Genehmigungsbehörde. 
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2. Lotterie- und Wettkommission

Art. 5 Zusammensetzung
Die Kommission muss unabhängig sein. Dies wird gewährleistet

durch die Umschreibung derjenigen Personen, die nicht wählbar sind.
Die im Lotteriebereich vorhandenen regionalen Unterschiede und die
Interessen der Loterie Romande und SWISSLOS werden durch die
verlangte Zusammensetzung der Kommission angemessen berücksich-
tigt.

Art. 6 Organisation
Die Kommission organisiert sich mit Ausnahme der Bezeichnung

des Präsidiums selbst. Das Geschäftsreglement, den Geschäftsbericht,
die von einer unabhängigen Revisionsstelle geprüfte Jahresrechnung
sowie den Voranschlag hat sie indessen der Wahlbehörde zur Geneh-
migung vorzulegen (Art. 6 Abs. 1 und 2).

Der Kommission wird für die Vorbereitung der Entscheide sowie
die Ausübung der Aufsicht ein Sekretariat zur Seite gestellt. Das Se-
kretariat muss nicht zwingend als eigenständiges Organ geführt wer-
den. Die heute von den kantonalen Behörden für die Loterie Ro-
mande und die SWISSLOS getätigten Aufwendungen im Rahmen
ihrer allgemeinen Lotteriebewilligungs- und Aufsichtsaufgaben kön-
nen nur schwer beziffert werden. Der künftig zu erbringende Aufwand
ist ebenfalls schwer abschätzbar. Es erscheint deshalb sinnvoll, wenn
die der Kommission anfallenden Sekretariatsarbeiten von einer beste-
henden Verwaltungseinheit eines Kantons übernommen werden. Die
Vereinbarung lässt diese Möglichkeit offen, indem sie den Abschluss
von Leistungsverträgen mit Dritten vorsieht (Art. 6 Abs. 3).

Art. 7 Zuständigkeit
Aufgabe der Kommission ist es, die Gesuche der Lotteriegesell-

schaften zu beurteilen, Entscheide zu fällen sowie allgemein die Ein-
haltung der gesetzlichen Vorschriften und Bewilligungsvoraussetzun-
gen zu überwachen (vgl. auch Art. 14 und 20).
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3. Rekurskommission

Art. 8 Zusammensetzung
Art. 9 Organisation
Art. 10 Zuständigkeit
Die interkantonale Zusammenarbeit hat einen angemessenen

Rechtsschutz sicherzustellen. Dazu wird als Vereinbarungsorgan eine
Rekurskommission als letztinstanzliche richterliche Behörde einge-
setzt (Art. 10). Die Vereinbarung beschränkt sich auf die Regelung des
Notwendigsten. Zusammensetzung und Organisation entsprechen
denjenigen der Lotterie- und Wettkommission (Art. 8 und 9). 

Anstelle der Schaffung eines neuen Vereinbarungsorganes könnte
die Aufgabe des Rechtsschutzes einer bestehenden Institution über-
tragen werden. Dabei wäre in erster Linie an ein kantonales Verwal-
tungsgericht (z. B. eines ohnehin zweisprachigen Kantons) zu denken.
Diese Variante wiese zwar den Vorteil auf, dass mit bestehenden
Strukturen und eingespielten Verfahren gearbeitet und der Koordina-
tionsaufwand so gering gehalten werden könnte. Als nachteilig wäre
dagegen zu werten, dass es sich nicht um eine interkantonale Justizbe-
hörde handeln würde, sondern dass kantonale Richter über eine inter-
kantonale Angelegenheit urteilen würden. Dem kantonalen Gericht
würde zudem zum Nachteil gereichen, dass bei dessen Besetzung im
Gegensatz zu einem Vereinbarungsorgan den regionalen Unterschie-
den nicht Rechnung getragen werden könnte.

4. Anwendbares Recht

Art. 11 Allgemein
Art. 12 Publikationen
Art. 13 Verfahrensrecht
Für das Handeln der Vereinbarungsorgane ist das anzuwendende

Recht zu bezeichnen. Es gibt kein allgemeines interkantonales Verfah-
rensrecht. Erfüllen mehrere Kantone eine Aufgabe koordiniert, wen-
det in der Regel jeder Kanton das koordinierte materielle Recht mit
seinem Verfahrensrecht an. Wird eine Aufgabe gemeinsam erfüllt,
zum Beispiel von einer gemeinsamen Einrichtung, kann einerseits auf
ein bestehendes Verfahrensrecht verwiesen oder anderseits neues Ver-
fahrensrecht für die gemeinsame Erfüllung geschaffen werden. Vorlie-
gend geht es um eine gemeinsame Aufgabenerfüllung. Im Vorder-
grund stehen damit die Verweisung auf bestehendes Recht oder die
Schaffung eines neuen interkantonalen Verfahrensrechts. Es gilt dabei
zu berücksichtigen, dass es sich um ein gesamtschweizerisches Konkor-
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dat handelt und deshalb mit mehrsprachigen Verfahren zu rechnen ist.
Es drängt sich daher auf, ein bundesrechtliches Verfahrensrecht vorzu-
sehen.

Für das Verfahren der Vereinbarungsorgane sind deshalb – soweit
nichts anderes bestimmt wird – die Bestimmungen des Bundesgesetzes
über das Verwaltungsverfahren (VwVG; SR 172.021) anzuwenden, an-
sonsten gelten die Bestimmungen des Bundesrechts analog (Art. 11
und 13). Ausdrücklich geregelt wird die Publikation (Art. 12) sowie
das Verfahren vor der Rekurskommission (Art. 23 Abs. 2). 

III. Bewilligung und Aufsicht von interkantonal oder gesamtschweize-
risch durchgeführten Lotterien und Wetten

Nach BGE 127 II 264, 270 ist die Lotteriebewilligung als Ausnah-
mebewilligung zwischen einer Polizeibewilligung mit Rechtsanspruch
bei Erfüllung der Voraussetzungen und einer Konzession ohne Rechts-
anspruch auf Erteilung einzureihen. Auf die Erteilung einer Lotterie-
bewilligung besteht zwar wie bei einer Konzession kein Rechtsan-
spruch, doch kann ein abschlägiger Bescheid anders als bei einer Kon-
zession nicht nur wegen Verfahrensmängel, sondern auch mit gewissen
materiellen Einwendungen angefochten werden. Die interkantonale
Vereinbarung begründet ebenfalls keinen Rechtsanspruch auf eine
Bewilligung. Indessen können Entscheide der Konkordatsorgane bei
der interkantonalen Justizbehörde angefochten werden. Letztinstanz-
lich steht die Konkordatsbeschwerde an das Bundesgericht offen.

1. Bewilligungen

Art. 14 Zulassungsbewilligung 
Die dieser Vereinbarung unterstellten Lotterien und Wetten unter-

stehen der Bewilligungspflicht durch die Lotterie- und Wettkommis-
sion (Art. 14 Abs. 1). Die Kommission prüft die Gesuche und führt das
Gesuchsverfahren durch. Vor Eröffnung der Zulassungsverfügung
stellt sie diese den betroffenen Kantonen zu (Art. 14 Abs. 2).

Art. 15 Durchführungsbewilligung
Die mit der Vereinbarung geschaffene Bewilligungsinstanz wendet

bei der Beurteilung der Bewilligungsgesuche in Bezug auf die Frage,
ob eine Lotterie vorliegt, ausschliesslich Bundesrecht an. Ihre Ent-
scheide haben Gültigkeit für alle der Vereinbarung angeschlossenen
Kantone. Es stellt sich daher die Frage, ob Kantonen, die gestützt auf



19

Art. 16 des Lotteriegesetzes für gemeinnützigen oder wohltätigen
Zwecken dienende Lotterien einschränkendere Bestimmungen erlas-
sen haben oder andere kantonale Beschränkungen des Geldspiels ken-
nen, für ihr Kantonsgebiet ein Vetorecht gegen erteilte Bewilligungen
eingeräumt werden soll.

Die Übertragung der Bewilligungskompetenz von den Kantonen
an die neu zu schaffende Bewilligungsinstanz entspricht dem aus-
drücklichen Willen der Kantone, dass interkantonal oder gar gesamt-
schweizerisch durchgeführte Lotterien und Wetten nach einheitlichen
Kriterien beurteilt und bewilligt werden. Die Bewilligungsinstanz ent-
scheidet in Stellvertretung der Kantone, weshalb die Bindung der Kan-
tone an diese Entscheide folgerichtig ist. Die Einräumung eines Veto-
rechts steht im Widerspruch dazu, indem das neu geschaffene Bewilli-
gungssystem aus kantonalem Einzelinteresse durchbrochen wird. Die
kantonalen Interessen können indessen derart gewichtig sein, dass den
Kantonen eine Möglichkeit zugestanden werden sollte, den bestehen-
den kantonalen Unterschieden im Geldspielbereich Rechnung tragen
zu können. Kantone beispielsweise, in denen (Geschicklichkeits-)
Geldspielautomaten verboten sind, könnten sich veranlasst sehen, die
Einführung von elektronischen Lotterien nicht zuzulassen, wenn de-
ren Erscheinung und Bedienung den Geldspielautomaten zu ähnlich
sind. Vor Eröffnung der Bewilligung an die Gesuchsteller haben des-
halb die einzelnen Kantone zu erklären, ob die geplante Lotterie oder
Wette auf ihrem Gebiet gespielt werden darf oder nicht. Die Bewilli-
gungsbehörde teilt sodann der Lotteriegesellschaft mit der Zulas-
sungsverfügung mit, in welchen Kantonen die Lotterie durchgeführt
werden darf. 

Das Verfahren, in welchem der Entscheid über die Durchführbar-
keit einer Lotterie oder Wette in einem Kanton zustande kommt, rich-
tet sich nach dem entsprechenden kantonalen Recht. Die Eröffnung
der Durchführungsbewilligungen erfolgt jedoch koordiniert zusam-
men mit der Zulassungsbewilligung durch die einheitliche Bewilli-
gungsinstanz.

Gestützt auf die Zulassungsverfügung haben die Kantone innert
30 Tagen über die Durchführung der nachgesuchten Lotterie oder
Wette auf ihrem Gebiet zu befinden. Die Äusserung der Kantone be-
schränkt sich dabei grundsätzlich auf die Zustimmung oder Ablehnung
der Lotterie oder Wette wie sie mit der Zulassungsverfügung bewilligt
würde. Die Kantone dürfen für sich keine von der Zulassung abwei-
chende Auflagen verlangen, die den (technischen) Spielablauf der Lot-
terie verändern würde. So können sie insbesondere keine Erhöhung
oder Senkung der Auszahlungsquote bewirken. Es bleibt ihnen hinge-
gen unbenommen, auf ihrem Kantonsgebiet für das Anbieten von Lot-
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terieprodukten im Interesse der Spielsuchtprävention und des Jugend-
schutzes Einschränkungen in örtlicher oder auch mengenmässiger
Hinsicht zu erlassen. Die Kantone stellen ihre Durchführungsent-
scheide der Kommission zu.

Art. 16 Eröffnung der Bewilligung
Liegen die Entscheide über die Durchführung vor, eröffnet die

Kommission im Sinne eines Koordinationsorgans der Gesuchstellerin
die Zulassungsbewilligung sowie die Durchführungsbewilligungen der
zustimmenden Kantone.

2. Spielsucht und Werbung

Art. 17 Massnahmen zur Prävention von Spielsucht
Lotterien, die mittels der heutigen technologischen Möglichkeiten

betrieben werden, können unter dem Aspekt der Spielsucht fragwür-
diger sein als die klassischen Papierlos-Lotterien. Das Lotteriegesetz
enthält keine ausdrücklichen Bestimmungen über Sozialkonzepte
oder Massnahmen zur Spielsuchtbekämpfung. Gleichwohl prüfen die
Lotteriegesellschaften und die Bewilligungsbehörden schon heute bei
der Beurteilung neuer Lotterieprodukte, wie einer u. U. vorhandenen
Suchtgefährdung mit geeigneten Massnahmen entgegengewirkt werden
kann. Mit der neuen Vereinbarung soll die Bewilligungsinstanz aus-
drücklich dazu verpflichtet werden, vor der Erteilung einer
Bewilligung das Suchtpotenzial eines Lotteriespiels abzuklären und
nötigenfalls mit Bedingungen und Auflagen übermässigem Spielen
vorzubeugen (Art. 17 Abs. 1). In Betracht fallen beispielsweise Ein-
schränkungen hinsichtlich Zugangs- und Einsatzmöglichkeiten sowie
die künstliche Verlangsamung des elektronischen Ablaufs eines Lotte-
riespiels. Bei der Prüfung eines allfälligen Suchtpotenzials hat die Be-
willigungsbehörde auch dem Jugendschutz angemessen Rechnung zu
tragen, etwa durch Festlegen einer Alterslimite für den Zugang zu den
Lotterien.

Die Verpflichtung, mit geeigneten Anordnungen der Spielsucht
entgegenzuwirken, umfasst neben der Prüfung des Suchtpotenzials ei-
ner neuen Lotterie oder Wette vor der Bewilligungserteilung auch die
Überwachung der Wirksamkeit der angeordneten Einschränkungen.

Die Lotterie- und Wettveranstalterinnen selber sollen insoweit in
die Verantwortung mit einbezogen werden, als sie von der Bewilli-
gungsinstanz verpflichtet werden können, Massnahmen zu ergreifen
(Art. 17 Abs. 2).
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Art. 18 Spielsuchtabgabe
Zur Finanzierung von Präventions- und Suchtbekämpfungsmass-

nahmen haben die Lotteriegesellschaften die notwendigen Mittel in
Form einer Spielsuchtabgabe beizusteuern. Da die Kantone im Be-
reich der medizinischen Prävention bereits heute tätig sind und über
fachspezifisches Wissen und bestehende Strukturen verfügen, leisten
die Lotteriegesellschaften zweckmässigerweise die Gelder zur Sucht-
bekämpfung und Prävention direkt an die Kantone. Die Abgabe be-
trägt 0,5% der in den Kantonsgebieten mit den einzelnen Spielen er-
zielten Bruttospielerträge (Art. 18 Abs. 1). Die Kantone sind zur
zweckgebundenen Verwendung der Mittel verpflichtet. 

Um die Mittel bei Bedarf schwerpunktmässig und kantonsüber-
greifend einsetzen zu können, können die Kantone zusammenarbei-
ten. Die Vereinbarung erlaubt es den Kantonen insbesondere auch,
Konzepte und Kampagnen der Lotteriegesellschaften zu unterstützen
oder diese mit der Durchführung zu beauftragen (Art. 18 Abs. 2). 

Art. 19 Werbung 
Ein generelles Werbeverbot für Lotterien und Wetten drängt sich

nicht auf. Hingegen sollen sozial schädliche Auswirkungen des Spie-
lens nach Möglichkeit vermieden werden. Das Spielbankengesetz er-
laubt den Spielbanken in nicht aufdringlicher Weise zu werben (vgl.
Art. 33 SBG; Botschaft zum SBG vom 26. Februar 1997 [BBl 1997 III
145], S. 38 f.). Dies soll auch für die Lotterien und Wetten Geltung ha-
ben (Art. 19). Die gleiche Bestimmung wie die vorliegende sah auch
der Entwurf der Expertenkommission für das revidierte Lotteriege-
setz vor.

3. Aufsicht

Art. 20
Die Bewilligungsinstanz wacht über die Einhaltung der Vorschrif-

ten durch die von der Vereinbarung erfassten Lotterie- und Wettunter-
nehmen und trifft die erforderlichen Massnahmen, wenn Verstösse
festgestellt werden (Art. 20 Abs. 1). Diese Aufsicht umfasst auch das
Vorgehen gegen ausländische Lotterien und Wetten. 

Die Lotterie- und Wettunternehmen üben heute ihre Tätigkeiten,
die der gesetzlichen Beaufsichtigung bedürfen, an den verschiedensten
Orten aus. Insbesondere Ziehungen werden oftmals ausserhalb der
Zuständigkeit des Ausgabekantons der Lotterie durchgeführt, was den
Beizug der örtlichen Behörden nötig macht. Die zentrale Bewilli-
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gungsbehörde ist deshalb darauf angewiesen, die Aufsicht (z. B. über
Ziehungen) an eine Behörde vor Ort delegieren zu können (Art. 20
Abs. 2). 

Sind die Voraussetzungen für die Erteilung der Bewilligung nicht
mehr erfüllt, entzieht die Bewilligungsbehörde die Bewilligung (Art.
20 Abs. 3).

4. Gebühren

Art. 21 Der Kommmission
Für die Kosten der Lotterie- und Wettkommission und des Sekre-

tariates haben die Lotterie- und Wettveranstalterinnen aufzukommen.
Grundsätzlich werden hierzu kostendeckende Gebühren erhoben. Für
die Wahrnehmung ihrer Aufsicht kann die Lotterie- und Wettkom-
mission eine jährliche Gebühr vorsehen, die den Lotterie- und Wett-
veranstalterinnen im Verhältnis des erzielten Bruttospielertrags aufzu-
erlegen ist. 

Art. 22 Der Kantone
Werden die Kantone für die Lotteriegesellschaften tätig, können

sie dafür ebenfalls kostendeckende Gebühren verlangen.

5. Rechtsschutz

Art. 23
Verfügungen und Entscheide der Vereinbarungsorgane können bei

der Rekurskommission angefochten werden (Art. 23 Abs. 1). Das Ver-
fahren vor der Kommission richtet sich nach dem künftigen Verwal-
tungsgerichtsgesetz des Bundes. Bis zu dessen Inkrafttreten soll das
VwVG analog angewendet werden (Art. 23 Abs. 2). Die Rekurskom-
mission erhebt für ihre Entscheide kostendeckende Gebühren (Art. 23
Abs. 3).
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IV. Lotterie- und Wettfonds und Verteilung der Mittel

Art. 24 Lotterie- und Wettfonds
Art. 25 Verteilinstanz
Art. 26 Verteilkriterien
Art. 27 Entscheide
Art. 28 Bericht
Die Verwendung der Reinerträge aus den Lotterien und Wetten

bleibt Sache der einzelnen Kantone. Mit der Vereinbarung sollen die
Kantone aber verpflichtet werden, im kantonalen Recht verbindlich
die Verteilinstanz und die Verteilkriterien festzulegen. Je nach Kanton
wird es der Anpassung der kantonalen gesetzlichen Bestimmungen
über die Lotteriefonds bedürfen. Im Sinne der geforderten Transpa-
renz sollen zudem die aus den Fonds ausgerichteten Beiträge in jährli-
chen Berichten offen gelegt werden. Im Wesentlichen lehnen sich die
Bestimmungen der Vereinbarung an die Regelungen im Entwurf der
Expertenkommission für das revidierte Lotteriegesetz an.

Die Lotterie- und Wettunternehmen liefern ihre Erträge denjeni-
gen Kantonen ab, in denen sie die Lotterien und Wetten durchgeführt
haben (Art. 24 Abs. 2). Von der Vereinbarung nicht berührt werden
die bestehenden Verteilschlüssel. Die Aufteilung der von den Lotterie-
gesellschaften erwirtschafteten Erträge auf die einzelnen kantonalen
Fonds erfolgt weiterhin nach den Bestimmungen der IKV (Art. 5) so-
wie der Convention (Art. 5). Bestand haben soll auch die Möglichkeit
zur Vorabzuwendung eines Teils der Erträge an gesamtschweizerische
Institutionen (Art. 24 Abs. 3). Dies betrifft heute in erster Linie den
Sport. Swiss Olympics und der Schweizerische Fussballverband erhal-
ten ihre jährlichen Beiträge aus den Sportwetten vor der Zuweisung
der Erträge an die Kantone.

Die Erträge von Lotterien müssen gemäss Art. 3 und 5 ff. Lotterie-
gesetz gemeinnützig oder wohltätig verwendet werden. Das Bundes-
recht definiert diese Begriffe nicht, doch wird davon ausgegangen, dass
die Erträge nicht der Erfüllung öffentlichrechtlicher Verpflichtungen
dienen dürfen (vgl. z.B. Art. 7 Abs. 2 IKV). Es wird wie bisher Sache
der Kantone sein, diese Obliegenheit im Rahmen ihrer Zuständigkeit
und Verpflichtung zur Regelung der Mittelverwendung sicherzustel-
len.

Die interkantonale Vereinbarung sieht keine Rechtsansprüche auf
die Ausrichtung von Beiträgen aus den kantonalen Lotterie- und Wett-
fonds vor. Ebenso wenig ist vorgesehen, dass Entscheide der zuständi-
gen Verteilinstanzen bei einem interkantonalen Organ angefochten
werden können. Ob im innerkantonalen Recht ein Rechtsmittel vorzu-
sehen ist, haben die einzelnen Kantone zu regeln.
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V. Schlussbestimmungen

Art. 29 Inkrafttreten
Art. 30 Geltungsdauer, Kündigung
Die Kantone streben eine gesamtschweizerische Vereinbarung an.

Entsprechend setzt das Inkrafttreten den Beitritt sämtlicher Kantone
voraus. Mit der Beitrittserklärung des letzten Kantons an die Fachdi-
rektorenkonferenz tritt die Vereinbarung automatisch in Kraft (Art.
29). Dies bedeutet auch, dass die Kündigung bereits eines Kantons die
Vereinbarung beendet. Ein Austritt ist somit nicht möglich. Im Übri-
gen soll die Vereinbarung unbefristet, aber mit einer jährlichen Kündi-
gungsmöglichkeit abgeschlossen werden. Damit eine gewisse Konti-
nuität sowie Rechtsbeständigkeit erreicht werden kann, soll die
Vereinbarung allerdings zehn Jahre unkündbar sein (Art. 30).

Art. 31 Änderung der Vereinbarung
Nicht betroffen von dieser Unkündbarkeit ist die Revision der Ver-

einbarung. Jeder Kanton wie auch die Lotterie- und Wettkommission
können jederzeit eine Revision beantragen (Art. 31 Abs. 1).

Art. 32 Übergangsbestimmungen
Übergangsrechtlich wird bestimmt, dass die Vereinbarung auf bis-

herige Entscheide keinen Einfluss hat. Nach bisherigem Recht erteilte
Bewilligungen (Ausgabe- und Durchführungsbewilligungen) behalten
grundsätzlich ihre Gültigkeit und können weiterhin – sofern keine Be-
fristung besteht – ausgeübt werden (Art. 32 Abs. 1). Sollen hingegen
nach bisherigem Recht bewilligte Spiele auch in Kantonen durchge-
führt werden, für deren Gebiet bei Inkrafttreten der Vereinbarung
noch keine Durchführungsbewilligung vorliegt, sind die entsprechen-
den Gesuche und Anträge bei der Lotterie- und Wettkommission ein-
zureichen und nach der neuen Vereinbarung zu beurteilen (Art. 32
Abs. 2). 

Ebenfalls nach neuem Recht zu beurteilen sind Gesuche und An-
träge für neue Spiele sowie für Verlängerungen und Erneuerungen be-
stehender Bewilligungen und Beschlüsse, die nach Inkrafttreten der
Vereinbarung eingereicht werden (Art. 32 Abs. 4).

Art. 33 Verhältnis zu bestehenden interkantonalen Vereinbarun-
gen

Die neue Vereinbarung bezweckt die einheitliche und koordinierte
Anwendung des Lotterierechts, den Schutz der Bevölkerung vor sozi-
alschädlichen Auswirkungen der Lotterien und Wetten sowie die
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transparente Verwendung der Lotterie- und Wetterträge auf dem Ge-
biet der angeschlossenen Kantone. Sie verfolgt damit grundsätzlich ei-
nen anderen Zweck als die beiden bestehenden Vereinbarungen (IKV
und Convention), die in erster Linie Lotteriegesellschaften schaffen
und die Kantone verpflichten, nur diesen Bewilligungen für Grosslot-
terien zu erteilen. 

IKV und Convention sollen deshalb unangetastet bleiben. Ihr Ver-
hältnis zur neuen Vereinbarung wird in Art. 33 geregelt. Bestimmun-
gen, die mit Regelungen in der neuen Vereinbarung unvereinbar sind,
werden solange sistiert, als die neue Vereinbarung Gültigkeit entfaltet.
Möglich ist diese Regelung, da alle Partnerkantone der bisherigen Ver-
einbarungen zwingend auch die neue Vereinbarung genehmigen müs-
sen. Auf eine ausdrückliche Nennung der zu sistierenden Regelungen
wird verzichtet, da sich deren Kreis je nach Weiterentwicklung der ver-
schiedenen Vereinbarungen ändern kann. 

F. Ergänzende kantonale Bestimmungen

I. Kompetenzdelegation

Unbedeutende Änderungen an der Vereinbarung, die ein aufwen-
diges formelles Gesetzgebungsverfahren aus Gründen der Verfahrens-
ökonomie und der Flexibilität nicht rechtfertigen, soll der Regierungs-
rat in eigener Kompetenz ratifizieren können. § 2 räumt ihm deshalb
die Ermächtigung ein, späteren Anpassungen, soweit sie nicht grund-
legender Art sind, zuzustimmen.

II. Vollzug

Wo nötig regelt der Regierungsrat die Zuständigkeit für den Voll-
zug der Aufgaben, welche die Vereinbarung dem Kanton überträgt,
auf dem Verordnungsweg (§ 3).

G. Weiteres Vorgehen

Die Vereinbarung tritt in Kraft, wenn sämtliche Kantone zuhanden
der Fachdirektorenkonferenz ihren Beitritt erklärt haben. Gemäss Be-
schluss der Fachdirektorenkonferenz soll die Vereinbarung ab 1. Ja-
nuar 2007 vollzogen werden. Damit für allfällige Referendumsverfah-
ren in den Kantonen und den Aufbau der Vollzugsstrukturen
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genügend Zeit bleibt, sollten die Kantone ihre Beitrittserklärungen bis
spätestens Ende 2005 beschliessen. Die im Hinblick auf die Vereinba-
rung notwendigen Anpassungen des kantonalen Rechts wird der Re-
gierungsrat in die Wege leiten.

H. Antrag

Abschliessend beantragt der Regierungsrat dem Kantonsrat, der
Gesetzesvorlage zuzustimmen.

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin: Der Staatsschreiber:
Fierz Husi


